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BEKANNTMACHUNG 
 
 
Bekanntmachung über eine öffentliche Zustellung 
 
Nachstehend aufgeführter Verwaltungsakt wird ge-
mäß § 1 und § 10 des Landeszustellungsgesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen (LZG NRW) vom 
07.03.2006 (GV.NRW. S. 94) i.d. geltenden Fassung 
durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt: 
 
Zustellung einer Mahnung der Stadtkasse Stolberg 
durch öffentliche Bekanntmachung 
 
Die Stadtkasse Stolberg, Rathausstr. 11-13, 52222 
Stolberg hat für Herrn Guido Mohr, zuletzt wohnhaft in 
52249 Eschweiler, Hofstr.7 am 03.02.2021 eine Mah-
nung über rückständige Gewerbesteuer unter dem 
Kassenzeichen 20000055035 erlassen. 
Der Aufenthaltsort des Empfängers ist unbekannt. Die 
Mahnung wird hiermit durch öffentliche Bekanntma-
chung zugestellt. Hierdurch können Fristen in Gang 
gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste 
drohen können.  
 
Die Mahnung liegt bei der Kupferstadt Stolberg 
(Rhld.), Rathausstraße 11-13, 52222 Stolberg offen 
und kann dort von dem Empfänger während der Öff-
nungszeiten eingesehen werden. 
 
Die Mahnung gilt zwei Wochen nach Bekanntma-
chung im Amtsblatt der Kupferstadt Stolberg (Rhld.) 
als zugestellt. Die so gemahnten Forderungen werden 
damit vollstreckbar. 
 
 
Stolberg (Rhld.), den 31.03.2021 
 
Patrick Haas 
Bürgermeister 
 
 
 
 
 
 
 
 

BEKANNTMACHUNG 
 
 
Auf Veranlassung der Bezirksregierung Köln als Plan-
feststellungbehörde wird bekannt gemacht: 
 
Planfeststellungsverfahren für die „Elektrifizie-
rung der Euregiobahn auf der Eisenbahnstrecke 
2572 zwischen Bahnhof Stolberg Hbf. und Bahn-
hof Stolberg-Altstadt –Pfa 6-“ im Rahmen des Ge-
samtprojektes der Elektrifizierung der Euregio-
bahn durch die EVS Euregio Verkehrsschienen-
netz GmbH 
 
Beschreibung des Vorhabens: 
 
Die zuständigen Aufgabenträger des Öffentlichen 
Personennahverkehrs (ÖPNV) wollen zukünftig den 
Betrieb auf der Euregiobahn durch elektrisch betrie-
bene Eisenbahnfahrzeuge sicherstellen. Daher soll 
das Schienennetz entsprechend umgerüstet werden. 
Die EUREGIO Verkehrsschienennetz GmbH plant 
daher die Elektrifizierung der Strecken der Eure-
giobahn. Aktuell sind die Strecken der EVS nur mit 
fahrleitungsunabhängigen Fahrzeugen (dieselbetrie-
bene Fahrzeuge) befahrbar. Durch die Elektrifizierung 
werden die Lücken im Netz für einen durchgängigen 
Betrieb der Euregiobahn mit elektrischen Fahrzeugen 
beseitigt. Zudem können durch ein besseres Be-
schleunigungsverhalten der Züge – bei unveränderter 
Höchstgeschwindigkeit – Fahrzeitgewinne erzielt wer-
den. Ziel des Gesamtprojekts ist somit die Ertüchti-
gung der bestehenden Infrastruktur für den Betrieb an 
einer elektrifizierten Strecke durch die Ausrüstung der 
Strecken mit Oberleitungsanlagen. Es sind sieben 
Abschnitte geplant, die nacheinander in entsprechen-
den Genehmigungsverfahren betrachtet werden. Ins-
gesamt sind dies rund 40 km Gleisstrecke. Die 
Bahnstromversorgung erfolgt durch eine 15 kV Lei-
tung. Die Maste haben einen mittleren Mastabstand 
von ca. 51 m. Insgesamt sind 336 Maste geplant. Die 
Fahrdrahthöhe beträgt 5,50 m und an Bahnübergän-
gen 5,75 m. Das Vorhaben führt zu einer Minimierung 
des Schalls durch den Bahnbetrieb. Im Übrigen wird 
eine Umweltverträglichkeitsprüfung vorgenommen. Es 
werden nahezu nur Flächen der EUREGIO Verkehrs-
schienennetz GmbH in Anspruch genommen. Für 
einen geringen Bereich müssen Flächen Dritter bean-

28



sprucht werden, die aber bereits Zusagen gegeben 
haben. Die Bauzeit ist mit 57 Wochen geplant. Es 
kommt während der Bauphase zu erhöhtem Lärm und 
zu Erschütterungsereignissen für die Nachbarschaft. 
Die Gründungstiefe der Bohr- und Rammfundamente 
beträgt bis zu 8 m. Zur Kompensation der Eingriffe in 
Natur und Landschaft werden Ausgleichs- und Er-
satzmaßnahmen durchgeführt. 
 
Dieser Abschnitt 6 betrifft den Streckenabschnitt auf 
dem Gebiet der Stadt Stolberg auf einer Länge von 
rund 3 km. 
In diesem Abschnitt sind 66 Maste geplant. Der ge-
naue Standort ergibt sich aus dem Bauwerksver-
zeichnis „Oberleitungsmaste“ der Planunterlagen un-
ter Punkt 7_1. 
 
Zur Durchführung des Bauvorhabens ist keine Inan-
spruchnahme von privaten Grundstücken Dritter er-
forderlich. 
Einzelheiten des Bauvorhabens sind den im Internet 
der Bezirksregierung Köln veröffentlichten Planunter-
lagen zu entnehmen. 
 
Die EUREGIO Verkehrsschienennetz GmbH hat bei 
der Bezirksregierung Köln als zuständiger Planfest-
stellungsbehörde die Durchführung eines Planfeststel-
lungsverfahrens für dieses Vorhaben beantragt. 
Rechtsgrundlage sind die §§ 72 ff. des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes (VwVfG) i.V.m. §§ 18 ff. des All-
gemeinen Eisenbahngesetzes (AEG). 
 
Für das Vorhaben besteht gem. § 7 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) i.V.m. 
Nr. 14.10 der Anlage 1 zum UVPG die Verpflichtung 
zur Durchführung einer Vorprüfung, ob eine Umwelt-
verträglichkeitsprüfung erforderlich ist. Die Vorhaben-
trägerin hat allerdings in Abstimmung mit der Plan-
feststellungsbehörde die Pflicht hierzu gesehen und 
den entsprechenden UVP-Bericht mit Anlagen einge-
reicht. 
Auch der Artenschutz und ein landschaftspflegeri-
scher Begleitplan sind Gegenstand der Planunterla-
gen. 
 
Anlässlich der COVID-19 Pandemie wurde am 
20.05.2020 das Gesetz zur Sicherstellung ordnungs-
gemäßer Planungs- und Genehmigungsverfahren 
während der COVID-19 Pandemie (Planungssicher-
stellungsgesetz – PlanSiG) erlassen, dass am 
29.05.2020 in Kraft getreten ist. Danach kann auf-
grund der während der Pandemie geltenden Kontakt-
beschränkungen und des eingeschränkten Publi-
kumsverkehrs bei den Kommunen die Auslegung der 
Planunterlagen (in Papierform) in den Kommunen 
durch eine Veröffentlichung im Internet ersetzt wer-
den. 
 
 
 
 

Die Planunterlagen (Zeichnungen und Erläuterungen) 
in digitaler Form werden 
 

vom 20.04.2021 bis 19.05.2021 einschließlich 
 
gemäß § 3 Abs. 1 PlanSiG und gem. § 27 a VwVfG 
auf der Internetseite der Bezirksregierung Köln 
(http://www.bezreg-
koeln.nrw.de/brk_internet/verfahren/25_eisenbahn
_planfeststellungsverfahren/index.html) 
veröffentlicht. Mit diesem Link wird die Internetseite 
der Bezirksregierung Köln aufgerufen, auf der die 
Übersicht der anhängigen Planfeststellungsverfahren 
für Bahnstrecken enthalten ist. Darunter ist dieses 
Planfeststellungsverfahren auszuwählen und unter 
den weiteren Informationen sind die Planunterlagen 
zu finden. Gem. § 27 a VwVfG wird dort auch der 
Inhalt dieser Bekanntmachung veröffentlicht. 
Zudem wird diese Bekanntmachung auf der Internet-
seite der Kupferstadt Stolberg 
(https://www.stolberg.de/Stadt/Veroeffentlichungen/Be
kanntmachungen.htm?waid=697) veröffentlicht.  
 
Weiter enthält die Internetseite der Kupferstadt Stol-
berg eine Verlinkung auf die o. g. Internetseite der 
Bezirksregierung Köln zu den Planunterlagen. 
 
Außerdem können nach § 20 UVPG der Inhalt dieser 
Bekanntmachung und die zu veröffentlichenden Plan-
unterlagen über das UVP-Portal des Landes NRW 
(https://www.uvp-verbund.de/) eingesehen werden. 
 
Als zusätzliches Informationsangebot gem. § 3 Abs. 2 
Satz 1 PlanSiG ermöglicht die Kupferstadt Stolberg 
eine Einsichtnahme in die Planunterlagen (Zeichnun-
gen und Erläuterungen) in Papierform. Die Einsicht-
nahme ist nur nach vorheriger Terminabstimmung 
unter folgenden Rufnummern der Kupferstadt Stol-
berg möglich: 
 
Herr Gey, Tel. 02402 / 13-429 
Herr Schön, Tel. 02402 / 13-233 
 
Die Einsichtnahme kann an einem abgestimmten 
Termin in Raum 707 im 7. Obergeschoss des Rat-
hauses der Kupferstadt Stolberg erfolgen. 
 

Maßgeblich ist jedoch der Inhalt der in digitaler Form 
auf der Internetseite der Bezirksregierung Köln veröf-
fentlichen Planunterlagen. 
 
Die betroffene Öffentlichkeit kann gem. § 21 Absätze 
1, 2 und 5 UVPG bis spätestens einen Monat nach 
Ablauf der Internetveröffentlichung, das ist  
 

bis zum 21.06.2021 einschließlich 
 
bei der Bezirksregierung Köln, Dezernat 25, Zeug-
hausstraße 2-10, 50667 Köln oder bei der Kupferstadt 
Stolberg, Rathausstr. 11-13, 52222 Stolberg Einwen-
dungen gegen dieses Vorhaben schriftlich erheben. 
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Diese Einwendungsfrist gilt auch für solche Einwen-
dungen, die sich nicht auf die Umweltauswirkungen 
des Vorhabens beziehen (§ 21 Abs. 5 UVPG).  
 
Die Erhebung einer Einwendung zur Niederschrift 
kann bei der Stadt Stolberg ebenfalls nur nach telefo-
nischer Terminabstimmung (unter den o. g. Rufnum-
mern) erfolgen. 
 
Gem. § 3a VwVfG sind Einwendungen, die per E-Mail 
erhoben werden, nur zulässig, wenn die Empfänger-
behörde hierfür einen Zugang eröffnet hat und die E-
Mails mit einer qualifizierten elektronischen Signatur 
nach dem Signaturgesetz versehen sind. Eine Signie-
rung mit einem Pseudonym ist nicht zulässig. 
 
Die Bezirksregierung Köln hat diesen Zugang eröffnet 
und es gilt folgendes: 
Die Einwendung kann auch durch Übermittlung eines 
elektronischen Dokuments mit qualifizierter elektroni-
scher Signatur an die elektronische Poststelle der 
Bezirksregierung Köln erhoben werden. Die E-Mail-
Adresse lautet: poststelle@brk.sec.nrw.de. 
 
Die Einwendung kann auch durch De-Mail in der Sen-
devariante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach 
dem De-Mail-Gesetz bei der Bezirksregierung Köln 
erhoben werden. Die De-Mail-Adresse lautet:  
poststelle@brk-nrw.de-mail.de. 
 
Die Einwendung muss den geltend gemachten Belang 
und das Maß der Beeinträchtigung erkennen lassen. 
Die Einwendung muss unterschrieben und mit einer 
den Mindestanforderungen entsprechenden lesbaren 
Anschrift versehen sein. Einwendungen ohne diesen 
Mindestinhalt sind unbeachtlich. 
 
Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf 
Unterschriftslisten unterzeichnet oder in Form verviel-
fältigter gleichlautender Texte eingereicht werden 
(gleichförmige Eingaben), ist auf jeder mit einer Un-
terschrift versehenen Seite ein Unterzeichner mit Na-
men und Anschrift als Vertreter der übrigen Unter-
zeichner zu benennen. Andernfalls können diese Ein-
wendungen unberücksichtigt bleiben. 
 
Nach Ablauf dieser Frist sind Einwendungen, die nicht 
auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen, aus-
geschlossen (§ 21 Abs. 4 Satz 1 UVPG).  
 
Stellungnahmen von anerkannten Vereinigungen sind 
nach Ablauf dieser Frist ebenfalls ausgeschlossen (§ 
73 Abs. 4 Satz 5 VwVfG). 
 
Dieser Ausschluss gilt nur für das Verwaltungsverfah-
ren. 
 
1. Im Rahmen des Anhörungsverfahrens werden 

personenbezogene Daten erhoben. Informatio-
nen zu dieser Datenerhebung können Sie unter  

 

https://www.bezreg-
koeln.nrw.de/brk_internet/leistungen/abteilun
g02/25/planfeststellung/datenschutz_planfest
stellung.pdf einsehen.  

 
2. Diese ortsübliche Bekanntmachung dient auch 

der Benachrichtigung der Vereinigungen nach § 
73 Abs. 4 Satz 5 VwVfG über die Auslegung der 
Planunterlagen.  

 
3. Rechtzeitig erhobene Einwendungen, Äußerun-

gen und Stellungnahmen können in einem Ter-
min erörtert werden, der noch ortsüblich be-
kanntgemacht wird. Diejenigen, die fristgerecht 
Einwendungen oder Stellungnahmen erhoben 
haben bzw. bei gleichförmigen Einwendungen 
der Vertreter, werden dann von dem Termin ge-
sondert benachrichtigt. Sind mehr als 50 Benach-
richtigungen vorzunehmen, so können sie durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. 
Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörte-
rungstermin kann auch ohne ihn verhandelt wer-
den. Die Vertretung durch einen Bevollmächtig-
ten ist möglich. Die Bevollmächtigung ist durch 
eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen, die zu 
den Akten der Anhörungsbehörde zu geben ist. 
Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. 
Die Anhörungsbehörde kann auf eine Erörterung 
verzichten (§ 18 a AEG). 

 
4. Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Er-

hebung von Einwendungen und Stellungnahmen, 
Teilnahme am Erörterungstermin oder Vertreter-
bestellung entstehende Kosten werden nicht er-
stattet. 

 
5. Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht 

in der Planfeststellung dem Grunde nach zu ent-
scheiden ist, werden nicht in dem Erörterungs-
termin, sondern in einem gesonderten Entschä-
digungsverfahren behandelt. 

 
6. Über die Einwendungen und Stellungnahmen 

wird nach Abschluss des Anhörungsverfahrens 
durch die Planfeststellungsbehörde entschieden. 
Die Zustellung der Entscheidung (Planfeststel-
lungsbeschluss) an die Einwender kann durch öf-
fentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn 
mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind. 

 
7. Vom Beginn der Auslegung der Planunterlagen 

tritt die Veränderungssperre nach § 19 AEG für 
die geänderte Planung in Kraft. 
Darüber hinaus steht ab diesem Zeitpunkt der 
Vorhabenträgerin ein Vorkaufsrecht an den von 
dem Plan betroffenen Flächen zu (§ 19 Abs. 3 
AEG). 

 
8. Da das Vorhaben UVP-pflichtig ist, wird darauf 

hingewiesen, dass 
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 die für das Anhörungsverfahren und für die 
Entscheidung über die Zulässigkeit des Vor-
habens zuständige Behörde (Anhörungs- und 
Planfeststellungsbehörde) die Bezirksregie-
rung Köln ist, 

 über die Zulässigkeit des Vorhabens durch 
einen Planfeststellungsbeschluss entschieden 
wird, 

 die im Internet veröffentlichten Planunterla-
gen, den UVP-Bericht und die entscheidungs-
erheblichen Berichte und Empfehlungen ent-
halten sowie 

 die Anhörung zu den im Internet veröffentlich-
ten Planunterlagen auch die Einbeziehung der 
Öffentlichkeit zu den Umweltauswirkungen 
des Vorhabens gem. § 18 Abs. 1 UVPG ist. 

 
9. Damit die betroffene Öffentlichkeit prüfen kann, 

ob und in welchem Umfang sie von den Umwelt-
auswirkungen des Vorhabens betroffen ist, wer-
den folgende umweltbezogene Unterlagen im 
Sinne des § 16 Abs. 1  i.V.m. § 19 Abs. 2 UVPG, 
die Bestandteil der Planunterlagen sind, im Inter-
net veröffentlicht: 

 
 der Erläuterungsbericht  
 der UVP-Bericht  
 Landschaftspflegerischer Begleitplan 
 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag 
 FFH-Verträglichkeitsstudie 
 Schallschutztechnische Stellungnahme 
 Erschütterungsschutzkonzept 
 EMV-Gutachten 

 
 
Stolberg, den 19.03.2021 
 
Patrick Haas 
Bürgermeister 
 
 
 
 

BEKANNTMACHUNG 
 
 
Bekanntmachung vom 30.03.2021 über den Sat-
zungsbeschluss des Bebauungsplanes Nr. 172 
„Wohnen an der Raiffeisenstraße“ im Stolberger 
Stadtteil Breinig 
 
Der Rat der Kupferstadt Stolberg hat in seiner Sitzung 
am 23.03.2021 einstimmig sowohl die Einzelbe-
schlüsse zur Abwägung der Eingaben aus der öffent-
lichen Auslegung gem. § 3 (2) BauGB, bzw. der Betei-
ligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gem. § 4 (2) BauGB als auch die Abwägung 
aller eingegangenen Äußerungen und Stellungnah-
men gem. § 3 (1) BauGB sowie § 4 (1) BauGB jeweils 
entsprechend der Beschlussfassung vom 26.05.2020 

in Kenntnis der Sach- und Rechtslage zum jetzigen 
Zeitpunkt erneut gefasst. 
 
Der Rat der Kupferstadt Stolberg hat daraufhin in 
gleicher Sitzung nachfolgenden Beschluss einstimmig 
gefasst: 
 
 
„der Rat beschließt: den Bebauungsplan Nr. 172 
„Wohnen an der Raiffeisenstraße“ gem. § 10 Abs. 
1 BauGB als Satzung. 
 
 
Die Bekanntmachung des Beschlusses wird angeord-
net und hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die genaue Lage und die Umgrenzung des Geltungs-
bereiches des Bebauungsplanes gehen aus dem bei-
gefügten Kartenausschnitt hervor. Die genaue katas-
termäßige Umgrenzung des Bebauungsplanes wird 
durch diesen selbst festgesetzt (hier: Gemarkung 
Breinig, Flur 34, Flurstücke 80, 81, 703 sowie teilwei-
se die Flurstücke 372, 704 und 705). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
© Katasteramt der Städteregion Aachen / 749 / 2003 

 
 
Der Bebauungsplan Nr. 172 „Wohnen an der Raiffei-
senstraße“ tritt mit dieser Bekanntmachung gem. § 10 
(3) BauGB [in der Fassung der Bekanntmachung vom 
3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert 
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durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. August 2020 
(BGBl. I S. 1728)] in Kraft. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 172 „Wohnen an der Raiffei-
senstraße“ wird inkl. der Begründung vom Tag der 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung an im Rat-
haus der Kupferstadt Stolberg, Abteilung für Stadt-
entwicklung und Umwelt, 5. Etage während den Be-
suchszeiten  
 
 

Montag bis Freitag von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr 
sowie Donnerstag von 14.00 Uhr bis 17.30 Uhr 

 
 
und nach telefonischer Vereinbarung zu jedermanns 
Einsicht bereitgehalten. Auf Verlangen wird über den 
Inhalt des Bebauungsplanes Auskunft gegeben. 
 
 
Hinweis aufgrund der derzeit herrschenden 
Corona-Pandemie:  
 
Die Kupferstadt Stolberg hat, um die Ausbreitung 
des Coronavirus einzudämmen, die Besuchsmög-
lichkeiten des Rathauses vorrübergehend derge-
stalt reglementiert, dass ohne vorherige Besuchs-
anmeldung keine Betretung möglich ist. 
 
Die Einsichtnahme des oben genannten Bebau-
ungsplanes ist daher derzeit nur unter einer vor-
herigen Besuchsanmeldung, bzw. Terminabstim-
mung bei der Abteilung für Stadtentwicklung und 
Umwelt (Tel.: 02402/13-421) zu den üblichen 
Sprechzeiten Montag bis Donnerstag von 8.30 Uhr 
bis 15.00 Uhr sowie Freitag von 8.30 Uhr bis 13.00 
Uhr möglich. 
 
 
Hinweise: 
 
Auf die Rechtsfolgen der nachstehenden Bestimmun-
gen des Baugesetzbuches (BauGB) und der Gemein-
deordnung NRW (GO NRW) wird hingewiesen:  
 
1. Gem. § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 

BauGB kann der Entschädigungsberechtigte 
Entschädigung verlangen, wenn die in §§ 39 bis 
42 bezeichneten Vermögensnachteile eingetre-
ten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruchs 
dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der 
Entschädigung schriftlich bei dem Entschädi-
gungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei 
Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem 
die in Absatz 3 Satz 1 bezeichneten Vermögens-
nachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des An-
spruchs herbeigeführt wird. 

 
 
 
 

2. Gem. § 215 Abs. 1 BauGB werden  
 

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis Nr. 3 
BauGB beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschrif-
ten,  

 
b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 

2 beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes 
und des Flächennutzungsplanes und  

 
c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Män-

gel des Abwägungsvorgangs,  
 

unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jah-
res seit der Bekanntmachung des Flächennut-
zungsplanes oder der Satzung schriftlich gegen-
über der Gemeinde unter Darlegung des die Ver-
letzung begründenden Sachverhaltes geltend 
gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, 
wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind. 

 
 
3. Die Verletzung von Verfahrens- und Formvor-

schriften gem. § 7 Abs. 6 Satz 1 GO NRW kann 
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Best-
immungen und Flächennutzungspläne nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden, es sei denn  

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt 

oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfah-
ren wurde nicht durchgeführt,  

 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Be-

stimmung oder der Flächennutzungsplan ist 
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden,  

 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss 

vorher beanstandet oder  
 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist ge-
genüber der Gemeinde vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 
Tatsache bezeichnet worden, die den Man-
gel ergibt. 

 
 
Der o.g. Bebauungsplan inkl. Begründung sowie die 
Bekanntmachung können zusätzlich auf der Internet-
seite der Kupferstadt Stolberg unter www.stolberg.de 
eingesehen werden. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass in dem o.g. Bauleit-
planverfahren Daten von natürlichen und juristischen 
Personen erhoben, verarbeitet und dauerhaft gespei-
chert sowie einem bestimmten Personenkreis zur 
Information zur Verfügung gestellt werden können.  
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Weitere Informationen hierzu finden Sie auf der städ-
tischen Internetseite www.stolberg.de unter der Rubrik 
„Bauen & Planen“ unter dem Punkt „Bürgerbeteili-
gung“. 
 
 
 
 

Stolberg (Rhld.), den 30.03.2021 
 
Der Bürgermeister 
Patrick Haas 
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